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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique économique

In den jährlich veröffentlichten Studien über die Wettbewerbsfähigkeit der
Volkswirtschaften im internationalen Vergleich schnitt die Schweiz weiterhin gut ab.
Gemäss einer dieser Studien (IMD) belegte sie weltweit den 5. Rang, in Europa wurden
lediglich Finnland und die Niederlande besser bewertet. Gemäss einer anderen Analyse
(WEF) lag sie an zehnter Stelle; hier rangierten von den europäischen Staaten nur
Luxemburg, Niederlande, Irland, Finnland und Grossbritannien vor ihr. Der Nationalrat
überwies ein Postulat der SVP-Fraktion (99.3584), welches vom Bundesrat einen Bericht
darüber verlangt, welche Massnahmen ergriffen werden können, um den Standort
Schweiz für Investoren möglichst attraktiv zu machen. 1

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.2000
HANS HIRTER

Als mit der Verschärfung der internationalen Finanzkrise im Sommer und Frühherbst
immer mehr Staaten Konjunkturförderungsprogramme sowie Garantien und
Kapitalspritzen für Banken und andere private Unternehmen ankündigten, sah es zuerst
noch danach aus, als ob die Schweiz auf derartige staatliche Interventionen in die
Marktwirtschaft würde verzichten können. Der Bundesrat und die Bankenvertreter
wiesen auf die gesunde Struktur der beiden Grossbanken UBS und CS und ihre
ausreichende Kapitaldecke hin. Am 16. September, nach dem Zusammenbruch der
amerikanischen Bank Lehman Brothers und dem massiven Kurssturz an den
Aktienbörsen, war es dann auch in der Schweiz so weit: Der Bundesrat kündigte ein
Hilfspaket von rund 68 Mia Fr. für die in grosse Schwierigkeiten geratene UBS an. Dieser
vom Betrag her unvorstellbar massive Staatseingriff sei notwendig, um den
Zusammenbruch der Bank zu verhindern. Dabei gehe es weniger um die Rettung der
Bank an sich, als vielmehr um die Rolle, welche diese über ihre Zahlungs- und
Kreditfunktion für die gesamte nationale Wirtschaft spiele. Dass sich der Staat in
diesem Ausmass an der Rettung einer durch eigenes Fehlverhalten in die Krise
geratenen privaten Firma beteiligt, wurde allgemein als Sündenfall bezeichnet. Dieser
sei aber, so lautete der Tenor sowohl in den Medien als auch bei den Parteien,
angesichts des Risikos eines Zusammenbruchs der gesamten Wirtschaft notwendig
gewesen. In der Parlamentsdebatte zu den Stützungsmassnahmen sparte die politische
Linke nicht mit ihrer grundsätzlichen Kritik an den deregulierten Finanzmärkten sowie
an den Prinzipien der Liberalisierung der Wirtschaft insgesamt. Einig war man sich von
links bis rechts, dass die Probleme der UBS und anderer Konzerne gewisse neue
Gefahren der liberalisierten und vor allem globalisierten Wirtschaft für die nationalen
Volkswirtschaften aufgezeigt hatten. Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der
Nationalrat eine Motion der SVP-Fraktion (08.3649), welche die Einsetzung einer
Expertengruppe für eine entsprechende Analyse verlangt. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 17.09.2008
HANS HIRTER

Situation et politique conjoncturelle

Eine der Massnahmen, welche auch nach der Annahme des neuen Konjunkturartikels
auf Notrecht abgestützt werden müsste, ist die Preisüberwachung, über deren
Weiterführung bis Ende 1978 sich die Stimmbürger am 5. Dezember 1976 auszusprechen
hatten. Zwar waren sich die Nationalökonomen weitgehend einig, dass die Schweiz ihre
niedrige Inflationsrate weit mehr der restriktiven Geldmengenpolitik und dem erhöhten
Kurs des Frankens als der Tätigkeit des «Monsieur Prix», wie der Preisüberwacher in der
Westschweiz genannt wird, zu verdanken hat. Immerhin vermochte man der
Preisüberwachungsstelle zugute zu halten, dass es ihr gelungen sei, die sog.
«Inflationsmentalität» abzubauen, und dass sie das Preisbewusstsein der Konsumenten
gestärkt habe. Von den Parteien sprachen sich ausser den Republikanern alle für die
Weiterführung des Preisbeschlusses aus, wobei allerdings beim Freisinn und bei der
SVP mehrere Kantonalparteien die Nein-Parole ausgaben. Die vehementeste Opposition
erwuchs der Vorlage von seiten des Gewerbes, wobei der SGV seine Haltung mit
ordnungspolitischen Argumenten begründete. Die Popularität, welche die
Preisüberwachung in der Bevölkerung geniesst, liess allerdings keinen echten
Abstimmungskampf aufkommen und dokumentierte sich schlussendlich im
überwältigenden Mehr für ihre Weiterführung (1'365'693 Ja : 299'672 Nein).

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1976
HANS HIRTER
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Abstimmung vom 05.12.1976

Beteiligung: 45.05%
Ja: 1'365'693 (82.02%) / Stände: 22
Nein: 299'672 (17.98%) / Stände: 0

Parolen:
- Ja: CVP, EVP, FDP (8*), LdU, PdA, POCH, SD, SPS, SVP(*); SGB, SAV, SBV, VSA
- Nein: REP; SGV
- Stimmfreigabe: LPS
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 3

Die staatliche Preisüberwachung kann sich nicht auf den neuen Konjunkturartikel
abstützen. Angesichts der geringen Inflationsrate verzichtete der Bundesrat darauf, die
Weiterführung dieses auf Notrecht abgestützten Instrumentes zu beantragen. Diese
Haltung, welche bei den Wirtschaftsvertretern und den meisten Wissenschaftern
Unterstützung fand, stiess in der breiten Öffentlichkeit auf wenig Verständnis, ja es kam
zu einer richtigen Volksbewegung zur Rettung der wohl populärsten Bundesstelle. Auf
parlamentarischer Ebene setzten sich die Sozialdemokratinnen Christinat (GE) und
Lieberherr (ZH) mit Motionen für ihren Fortbestand ein. Da beide Vorstösse abgelehnt
wurden, reichte Nationalrat Grobet (sp, GE) eine Einzelinitiative ein, welche den eben in
Kraft getretenen Konjunkturartikel in dem Sinne erweitern will, dass er auch staatliche
Preiskontrollen zulässt. Etwas bessere Realisierungschancen dürfte das Anliegen von F.
Jaeger (ldu, SG) haben, die Preisüberwachung wenigstens bei Kartellen und ähnlichen
Organisationen einzuführen. Dasselbe Ziel verfolgt ebenfalls eine von den
Konsumentenverbänden lancierte Volksinitiative. Allerdings hat auch diese beschränkte
Form der Preiskontrolle, die allein dort eingreifen würde, wo der Wettbewerb
beschränkt wird, ihre Gegner. Die FDP und die SVP setzten es durch, dass die Motion
Jaeger nur in der unverbindlichen Form eines Postulates verabschiedet wurde.
Daraufhin reichte der Landesringpolitiker seinen Vorstoss als parlamentarische
Initiative ein.

Die Tageszeitung «Blick» sammelte innert zwei Wochen 51'492 Unterschriften für eine
Petition zugunsten der Preisüberwachung. 4

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 14.12.1978
HANS HIRTER

Die wenig dezidierte Haltung der bürgerlichen Parteien zeigte sich dann ebenfalls bei
der Parolenausgabe zuhanden der Volksabstimmung vom 28. November. Die CVP
überliess den Entscheid ihren Kantonalsektionen, wovon sich eine Minderheit für die
Initiative aussprach (CVP-Sektionen für die Initiative: BE, SO, SH, TI, VD). Noch grössere
Heterogenität herrschte beim Freisinn, setzten sich doch siebzehn Kantonalparteien
für ein Nein zu Initiative und Gegenvorschlag ein, während die Gesamtpartei den
Gegenvorschlag unterstützte (FdP-Sektionen mit doppeltem Nein: alle ausser BE, ZG,
BS, GR, TI, VS, NE, JU). Bei der SVP votierten einige wichtige Sektionen ebenfalls für ein
doppeltes Nein und stellten sich damit in Gegensatz zur Landesorganisation, welche
den Gegenvorschlag befürwortete (SVP-Sektionen mit doppeltem Nein: ZH, BE, SZ, TI.
Die Bündner SVP empfahl Zustimmung zur Initiative). Gegen jegliche Form der
Preisüberwachung kämpften im weitern die Liberalen, die Republikaner, der Vorort und
der Gewerbeverband. Für das Volksbegehren setzten sich neben den
Konsumentenorganisationen die Linksparteien, der Landesring, die EVP, die NA und die
Gewerkschaften ein. 5

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.11.1982
HANS HIRTER

Als Nachfolger für den 1983 in den Nationalrat gewählten J.P. Bonny (fdp, BE) wurde auf
Jahresbeginn Klaus Hug zum neuen Direktor des BIGA gewählt. Obwohl die fachlichen
Qualitäten des CVP-Mitglieds Hug nicht bestritten wurden und er zuletzt als Sekretär
beim Schweizerischen Arbeitgeberverband war, verursachte sein Wahl bei der FDP und
der SVP einiges Unbehagen. Sprecher beider Parteien monierten, dass Bundesrat
Furgler in seinem Departement in erster Linie Leute aus seiner Partei zum Zuge
kommen lasse. 6

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 11.01.1984
HANS HIRTER
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Dank der weiterhin guten Wirtschaftslage konnten die Behörden auf besondere
konjunkturpolitische Aktivitäten verzichten. Daran vermochte auch der Börsenkrach
vom 19. Oktober nichts zu ändern. Zwar führten im Nationalrat dringliche
Interpellationen der Fraktionen der Freisinnigen (D.Ip. 87.930), der SP (D.Ip. 87.932) und
der SVP (D.Ip. 87.931) zu einer allgemeinen Aussprache über die Konsequenzen des
Sturzes der Aktienkurse und des Wertes des Dollars auf die Wirtschaft und die
Beschäftigung. Dabei überwog die auch von Wissenschaftern und anderen Analytikern
geteilte Meinung, dass der Börsenkrach nicht konjunkturelle Ursachen habe, sondern
vielmehr in einer Krise des Finanzmarktes begründet sei. Da sich der Wert des
Schweizer Frankens im Gleichschritt mit anderen Währungen gegenüber dem Dollar
verteuert hatte, wurden auch die Gefahren für die Exportwirtschaft als relativ gering
eingestuft. Konjunkturpolitische Stützungsmassnahmen drängten sich angesichts des
ungebrochenen Wachstums keine auf und wurden auch nicht verlangt. Immerhin
forderte im Nationalrat der Gewerkschafter Reimann (sp, BE) den Bundesrat auf, solche
in Bereitschaft zu halten. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 16.12.1987
HANS HIRTER

Mit Ausnahme der SVP, welche das Programm als zu teuer, wirkungslos und überdies
hemmend für notwendige Strukturanpassungen ablehnte, reagierten die bürgerlichen
Parteien und die Unternehmerverbände mit verhaltener Zustimmung. Die SP und der
Gewerkschaftsbund waren mit der Stossrichtung einverstanden, verlangten aber eine
Aufstockung des Kredits um 200 Mio Fr. (SGB) resp. auf 1 Mia Fr. (SP). 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.04.1997
HANS HIRTER

Le groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion afin de
prolonger les indemnisations des indépendants touchés par les mesures liées au
Covid-19. Le parti politique estime que tant que des mesures imposées par le Conseil
fédéral restreignent les activités des indépendants, ils doivent pouvoir bénéficier de
l’allocation perte de gain ou de l’indemnité pour réduction de l’horaire de travail (RHT).
Le parti agrarien estime que cette motion soulage les indépendants et ne crée pas une
aide illimitée dans le temps. 
Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion. D’abord, il a précisé que les indépendants
touchés par les mesures ont continué de bénéficier des allocation perte de gains tant
que des mesures du Conseil fédéral étaient en place. Ensuite, il a précisé que l’accès au
RHT avait pour objectif d’éviter des licenciements à court terme, or les indépendants et
les personnes ayant une position assimilable à un employeur ne sont pas les premières
concernées par des licenciements à court terme. Finalement, il a rappelé que
l’Ordonnance sur les pertes de gains Covid-19 a été adaptée pour prendre en compte la
suppression de la plupart des évènements en Suisse. Au final, la motion a été adoptée
par le Conseil national par 147 voix contre 35 et 13 abstentions. L’UDC (53) a été rejoint
par 23 voix du PLR, 37 voix du PS, 29 voix des Verts, 4 voix du groupe du Centre et 1 voix
des Vert’libéraux. 9

MOTION
DATE: 08.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion du groupe UDC a été rejetée tacitement par le Conseil des Etats. La
chambre des cantons a suivi sa Commission de l'économie et de redevances (CSSS-CE)
qui préconisait à l'unanimité un rejet de la motion. Les sénateurs et sénatrices ont
estimé que l'entrée en vigueur de la loi Covid-19 rendait la motion superflue. 10

MOTION
DATE: 09.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Politique structurelle

Vertreter der SVP erkannten in der in der USA gebräuchlichen sogenannten Sunset-
Legislation, d. h. in Gesetzen und Verordnungen die, falls sie nicht explizit erneuert
werden, nach einer bestimmten Frist ausser Kraft treten, ein nachahmenswertes
Beispiel. Sie mussten sich vom Bundesrat allerdings aufklären lassen, dass diese Art
Gesetzgebung auch in der Schweiz mit den befristeten Bundesbeschlüssen seit langem
praktiziert wird. Ein Postulat der SVP für ein institutionalisiertes Gesprächsforum
zwischen den zuständigen Stellen der Bundesverwaltung und Vertretern der KMU wurde
vom Nationalrat überwiesen. Der Ständerat wandelte eine im Vorjahr vom Nationalrat
überwiesene Motion Tschopp (fdp, GE) für die Vergabe eines bestimmten Teils der
Forschungs- und Entwicklungsaufträge des Bundes an KMU aus formalen Gründen in
ein Postulat um. 11

POSTULAT
DATE: 20.06.1997
HANS HIRTER
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Das Parlament verabschiedete die Unternehmenssteuerreform II, welche insbesondere
die doppelte Besteuerung von Unternehmensgewinnen (beim Unternehmen und bei
den Aktionären) teilweise aufhebt und Erleichterungen für KMU bringt. Da die Linke
dagegen das Referendum einreichte, wird im Jahr 2008 definitiv darüber entschieden.
Der Nationalrat hiess zudem zwei Motionen der FDP- resp. der SVP-Fraktion für eine
Senkung des Steuersatzes für Unternehmensgewinne bei der Bundessteuer gut.

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.03.2007
HANS HIRTER

Im Sommer 2022 präsentierte der Bundesrat die Botschaft zur Revision des
Bundesgesetzes über die Förderung von Innovation, Zusammenarbeit und
Wissensaufbau im Tourismus (Innotour). Das Programm zur Standortförderung wurde
mit einer im Jahr 2012 in Kraft getretenen Totalrevision des Bundesgesetzes
geschaffen, um die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Akteuren der inländischen
Tourismusindustrie zu fördern, den Wissensaufbau zu stärken sowie Innovationen
voranzutreiben. 
Mit der vorliegenden Gesetzesanpassung wollte der Bundesrat eine für den Zeitraum
von 2023 bis 2026 befristete Erhöhung der finanziellen Beteiligung des Bundes bei
Innotour-Projekten von 50 auf 70 Prozent schaffen. Er hoffte, dank dieser Massnahme
die wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie in der Tourismusbranche teilweise
abfedern zu können. Die vorgeschlagene Massnahme war damit Teil des vom Bundesrat
im Herbst 2021 beschlossenen Recovery-Programms für die Tourismusindustrie. Der
Bundesrat rechnete für die vier Jahre mit Mehrausgaben von total CHF 20 Mio. Den
entsprechenden Kredit wollte er im Rahmen der Botschaft über die Standortförderung
2024–2027 beantragen. 
In der Vernehmlassung war das Vorhaben auf grossen Zuspruch gestossen; sämtliche
teilnehmenden Kantone, Städte und Verbände unterstützten die Massnahmen. Unter
den Parteien sprachen sich die SP und FDP für die Annahme der Vorlage aus, einzig die
SVP lehnte die Massnahmen aus fiskalpolitischen Überlegungen ab. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.06.2022
MARCO ACKERMANN

Dank einer Änderung im Bundesgesetz über die Regionalpolitik sollen künftig auch in
beschränktem Ausmass A-Fonds-perdu-Beiträge an kleine Infrastrukturvorhaben
gesprochen werden können. Bisher war es im Rahmen der NRP nur möglich,
zinsgünstige oder zinslose Darlehen für die Finanzierung von Infrastrukturvorhaben zur
Verfügung zu stellen. Der Bundesrat argumentierte, dass dank der Änderung auch kleine
Infrastrukturvorhaben in Randregionen – ländliche Regionen, Berggebiete und
Grenzregionen – realisiert werden könnten, die für die investierenden Projektträger nur
kleine Cashflows generieren würden, jedoch für die Region einen wichtigen
kommerziellen Nutzen bildeten. Profitieren von den nicht zurückzahlbaren Beiträgen
sollen Infrastrukturvorhaben im ganzen Perimeter der NRP, welche nicht
Basisinfrastrukturen darstellen und die Kriterien erfüllen, welche der Bundesrat mit den
betroffenen kantonalen Fachstellen im Nachgang an die Revision ausarbeiten wird. Der
Beitrag des Bundes pro Projekt soll zudem auf maximal CHF 50'000 gedeckelt werden.
Die Änderung, welche im Zuge des NRP-Mehrjahresprogramms 2024-2031 erfolgen soll,
gehe gemäss Bundesrat auf ein Postulat Brand (svp, GR; Po. 15.3228) und dessen
anschliessende Pilotmassnahmen zurück. 

Die entsprechende Vernehmlassung, welche von Juni 2022 bis Oktober 2022
durchgeführt worden war, sei gemäss Bundesrat grossmehrheitlich positiv ausgefallen.
Dies zeigte sich unter anderem daran, dass 25 Kantone die Vorlage begrüssten und den
Anpassungen zustimmten. Ablehnend zur Vorlage äusserten sich die SVP und die FDP,
der Kanton Zug sowie der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse. Sie waren der
Meinung, die nationalen Fördermassnahmen müssten nicht ausgebaut werden und falls
dennoch Bedarf an Förderung bestehe, stünden hier die Kantone in der Verantwortung.
Die SVP war gar der Meinung, auf die NRP sei aus demselben Grund gänzlich zu
verzichten. Hingegen stellten der Schweizerische Baumeisterverband sowie Infra Suisse
in der Vernehmlassung die Forderung, die Maximalbeiträge zu erhöhen. Die SP und
mehrere Umweltverbände verlangten indes, dass zusätzliche Umweltvoraussetzungen in
den Kriterienkatalog aufgenommen werden. Auch diese Forderungen fanden beim
Bundesrat jedoch keinen Anklang, er nahm sie nicht in die Vorlage auf. 13

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.02.2023
MARCO ACKERMANN
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Concurrence

Gemäss den Vorschlägen der Expertenkommission für die Revision des Kartellgesetzes
soll der wirtschaftliche Wettbewerb in Zukunft in unserem Land stärker betont
werden. Kartelle und andere wettbewerbsbehindernde Organisationen sollen zwar
weiterhin erlaubt sein, Kampfmassnahmen gegen Aussenseiter dürften sie jedoch nach
Ansicht der Kommissionsmehrheit nur noch unter bestimmten Bedingungen ergreifen.
In der Vernehmlassung äusserten die Konsumenten- und Arbeitnehmerorganisationen,
die CVP, die SP, der Landesring und mit einigen Einschränkungen auch die FDP und die
SVP ihre Zustimmung zum Entwurf. Heftige Einwände kamen aber von den
Unternehmerverbänden, die im Revisionsprojekt eine verkappte
Kartellverbotsgesetzgebung zu erkennen glaubten. Insbesondere befürchten sie, dass
Kartelle der Konkurrenz von Aussenseitern hilflos ausgesetzt sein werden, da es ihnen in
den wenigsten Fällen gelingen werde, den für Abwehrmassnahmen (Boykott etc.)
erforderlichen Nachweis des gesamtwirtschaftlichen Nutzens des Kartells zu erbringen.
Im weitern kritisieren sie auch, dass der Kartellkommission die Verfügungskompetenz
anstelle des heutigen Empfehlungsrechts zugesprochen werden soll. Wohl eher von
taktischer Bedeutung ist die Forderung der Unternehmer, nicht nur den Gütermarkt,
sondern auch den Arbeitsmarkt, und damit die Gewerkschaften, dem Kartellgesetz zu
unterstellen. Vertreter der Rechtswissenschaft sind sich weitgehend einig, dass die
Regelung der Arbeitsmarktbeziehungen im Rahmen des Arbeitsrechtes zu geschehen
habe. In ihren Grundsätzen betonen zwar auch die meisten Gegner des Entwurfs die
Bedeutung des Wettbewerbs als eines konstitutierenden Elements der
marktwirtschaftlichen Ordnung. Sie messen dabei aber der Gewährleistung eines
liberalen Aussenhandels einen wesentlich höheren Stellenwert zu als der Bekämpfung
von Kartellabsprachen. 14

RAPPORT
DATE: 31.12.1979
HANS HIRTER

Mit der Annahme eines neuen Verfassungsartikels 31sexies BV in der Volksabstimmung
konnte der Konsumentenschutz nach langem Ringen einen wichtigen Erfolg erzielen.
Die neuen Bestimmungen, welche auf einen Gegenvorschlag des Nationalrats zu einem
entsprechenden Volksbegehren zurückgehen, verpflichten den Bund mit einer
Generalklausel «unter Wahrung der allgemeinen Interessen der schweizerischen
Gesamtwirtschaft und der Handels- und Gewerbefreiheit Massnahmen zum Schutze der
Konsumenten» zu treffen. Im Vorfeld der Volksabstimmung wurde der Artikel von der
SP, dem LdU, der extremen Linken, den Gewerkschaften und – mit Ausnahme einiger
Kantonalsektionen – auch von der CVP und der SVP unterstützt. Dagegen wandten sich
der Vorort, die Liberalen, die Republikaner sowie etwas überraschend und gegen den
Antrag der Parteiführung die FDP. Das Volksverdikt fiel mit 858'008 Ja: 450'998 Nein
deutlich aus; einzig die Bergkantone Al, OW, SZ und VS lehnten die Neuerung ab. 15

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 14.06.1981
HANS HIRTER

Während die Unternehmerverbände, die FDP und die SVP den Vorentwurf des
Bundesrates weitgehend ablehnten, gaben Konsumentenorganisationen,
Gewerkschaften und Sozialdemokraten ihrem Willen Ausdruck, in den
parlamentarischen Gremien für die Einsetzung des Preisüberwachers zu kämpfen. Die
wohl vehementeste Kritik an der Vernehmlassungsvorlage erfolgte von seiten des
Vororts. Dieser wendet sich gegen die Abstützung auf den Kostenpreis bei der
Missbrauchsdefinition; mit einem solchen Vorgehen werde faktisch eine
Gewinnkontrolle eingeführt, was die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft
beeinträchtigen müsste. Stattdessen empfiehlt der Vorort, zur Beurteilung der Preise
im Sinne einer Saldomethode mehrere Kriterien heranzuziehen. Die Melde- und
Begründungspflicht für Preiserhöhungen übersteigt nach seiner Stellungnahme den
Verfassungsauftrag und ist unverhältnismässig. Nach Ansicht des Gewerbeverbandes ist
diese Pflicht gar wirtschaftsfeindlich. Wie der Vorort lehnt auch der Zentralverband der
Arbeitgeber die Kostenmethode ab; Preise orientierten sich nicht an den Kosten,
sondern am Markt. Demgegenüber kann es nach Meinung des SGB kein anderes
Verfahren der Preisüberwachung geben als die Untersuchung der Kostenveränderungen
und -bestandteile. Der SGB betonte zudem, dass die Wirkung der Kontrolle nicht durch
die Ausnahme von bestimmten Sachgebieten und Wirtschaftszweigen vermindert
werden dürfe. Insbesondere sei das Begehren der Banken abzuweisen, die
Hypothekarzinsen nicht einzubeziehen; die Zinsfestsetzung stelle eines der striktesten
Kartelle dar. Die Konsumentinnenorganisationen – die Initiantinnen der
Preisüberwachung – setzten sich für eine Gleichbehandlung öffentlicher und privater
Monopole ein. Die Präsidentin des Konsumentinnenforums der deutschsprachigen
Schweiz, die Zürcher Nationalrätin Monika Weber (ldu), nahm an einer Pressekonferenz

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.12.1983
REGINA ESCHER
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gegen die Idee Stellung, die Preisüberwachung der ohnehin überlasteten
Kartellkommission anzuvertrauen. 16

Spürbar geringer fiel demgegenüber der allgemeine Zufriedenheitsgrad nach der
parlamentarischen Behandlung des Preisüberwachungsgesetzes für Waren und
Leistungen marktmächtiger Unternehmen und Organisationen, namentlich von
Kartellen, aus. Hauptstreitpunkt bei diesem Gesetz, das den 1982 vom Volk
angenommenen Verfassungsartikel über die Preiskontrolle realisieren will, bildete die
Frage, ob es auf den erwähnten Märkten sämtliche Preise für Güter und
Dienstleistungen erfassen soll. Die Konfliktlinie im Parlament verlief ähnlich wie beim
Kartellgesetz. Die Fraktionen der FDP, der SVP und der Liberalen sowie ein Teil der CVP
plädierten für eine Nichtunterstellung der Zinsen auch in den Fällen, wo diese, wie etwa
die Hypothekarzinsen, von regionalen Zinskonvenien festgelegt werden. Das
ungehinderte Funktionieren dieser Abmachungen ist ihrer Meinung nach für die
Existenz der kleinen Banken lebenswichtig. Zudem hielten sie dafür, dass die Entgelte
für das Bereitstellen von Kapital (Zinsen) analog zu den Entschädigungen für den Einsatz
von Arbeitskraft (Löhne) behandelt werden müssten. Der Bundesrat sprach sich im
Sinne eines einheitlichen Wettbewerbsrechts gegen die Ausklammerung bestimmter
Branchen aus; eine Gefährdung der Durchführung geldpolitisch begründeter
Massnahmen der Nationalbank durch die Preisüberwachung hatte er in seinem Entwurf
von vornherein ausgeschlossen. Unter Namensaufruf strichen der Nationalrat (90 : 79
Stimmen) und der Ständerat (25 : 7) die Kredite aus dem Kompentenzbereich des
Preisüberwachers. Ebenfalls nicht zur Zufriedenheit der Initianten fielen die Entscheide
in bezug auf die Überwachung von Preisen aus, die entweder von den Behörden
festgelegt resp. genehmigt oder aber durch eine Verwaltungsinstanz kontrolliert
werden. Gemäss Ratsbeschluss kommt dem Preisüberwacher im ersten Fall lediglich ein
Empfehlungsrecht zu, im zweiten muss er nicht einmal – wie dies die Exekutive
immerhin vorgeschlagen hatte – konsultiert werden. In persönlichen Erklärungen im Rat
bezeichneten enttäuschte Vertreterinnen der Konsumenten, aber auch ein Sprecher
der SP das Gesetz als nicht dem Verfassungsauftrag entsprechend. Erstere lehnten die
Vorlage bei der Schlussabstimmung im Parlament ab, die SP und die äussere Linke
enthielten sich der Stimme. Da im neuen Gesetz u.a. die Versicherungsprämien, die
Spitaltaxen, die Verkehrstarife, die Hypothekarzinsen und die Preise für
Landwirtschaftsprodukte der Verfügungsgewalt des Preisüberwachers entzogen sind,
kann nach Ansicht der Kritiker davon kein namhafter Beitrag zur Tiefhaltung der
Lebenskosten erwartet werden. Immerhin verzichteten die Opponenten in der Folge
darauf, das Referendum zu ergreifen; die Fédération romande des consommatrices
kündigte jedoch eine neue Volksinitiative an, in welcher unter anderem die Zinsen
explizite Erwähnung finden sollen. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.12.1985
HANS HIRTER

Nachdem der Ständerat 1982 den Entwurf des Bundesrates für ein revidiertes
Bundesgesetz über Kartelle und ähnliche Organisationen (KG) entschärft hatte, gelang
es dem Nationalrat, in einigen wesentlichen Punkten wieder eine strengere Fassung
durchzusetzen. Die Fronten verliefen allerdings ähnlich wie in der kleinen Kammer: Für
die Regierungsvorlage setzten sich die Linke, der Landesring und ein Teil der
Christlichdemokraten ein, während sich die Vertreter der FDP, der SVP und der
Liberalen gegen die vorgesehenen griffigeren Bestimmungen zur Bekämpfung von
Wettbewerbsbehinderungen wehrten. In den Geltungsbereich des KG fallen nun nicht
nur, wie vom Ständerat ursprünglich beschlossen, vertragliche Abmachungen und
Abreden, sondern auch Empfehlungen, wenn diese offenkundig dieselbe Wirkung
zeigen. Auch beim Beurteilungsmassstab, an den sich die Kartellkommission bei der
Prüfung der volkswirtschaftlichen oder sozialen Schädlichkeit der Auswirkung von
Kartellen zu halten hat, setzte der Nationalrat eine wettbewerbsfreundlichere Fassung
durch. Wirksame Wettbewerbsverhinderung gilt demnach als schädlich, wenn sie nicht
aus überwiegenden Gründen des Gesamtinteresses zu rechtfertigen ist. Auf Antrag der
vorberatenden Kommission wurden die Komponenten der Saldomethode, welche bei
der Ermittlung des Gesamtinteresses zur Anwendung gelangt, präzis definiert. In der
Frage, wann Massnahmen gegen Aussenseiter zulässig seien, lehnte der Nationalrat
hingegen mit knappem Mehr eine gegenüber dem Entwurf höhere
Rechtfertigungsschwelle ab. Im weitern folgte der Nationalrat der kleinen Kammer bei
der Streichung der Klagelegitimation für Konsumentenorganisationen, der Meldepflicht
für Unternehmenszusammenschlüsse sowie – allerdings erst im
Differenzbereinigungsverfahren – der Ausstattung der Kartellkommission mit einer
Entflechtungskompentenz. Trotz zweimaliger Streichung durch den Ständerat setzte die

RAPPORT
DATE: 31.12.1985
HANS HIRTER
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Volkskammer hingegen die Beibehaltung spezieller Strafbestimmungen als
Sanktionsinstrumente durch. In einem abschliessenden Kommentar beurteilte der
Vorsteher des Sekretariats der Kartellkommission die diversen Neuerungen positiv. Die
Verfechter einer ordnungspolitisch konsequenten Wirtschaftspolitik begrüssten zwar
die vom Nationalrat durchgesetzten Verschärfungen, sie hätten jedoch eine deutlichere
Betonung des Wettbewerbsgedankens vorgezogen.

Der BR sprach sich im weitern für die Ablehnung ohne Gegenvorschlag der 1984 von der
Detailhandelskette Denner eingereichten Volksinitiative für ein Kartellverbot im
Konsumgüterhandel aus und beauftragte das EVD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Botschaft. 18

Die Revision des Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) konnte im
Berichtsjahr verabschiedet werden. Gegen den Widerstand der SVP und der
Gewerbevertreter der übrigen bürgerlichen Parteien gab der Ständerat dem Artikel
über Billigangebote, die den Zweck haben, Kunden ins Geschäft zu locken (sogenannte
Lockvögel), eine wettbewerbsfreundlichere Fassung. Er fügte mit 18 :12 Stimmen die
vom Nationalrat gestrichene Bestimmung wieder ein, dass für den unzulässigen
Tatbestand des Lockvogelpreises das Element der beabsichtigten Täuschung des
Kunden über die Leistungsfähigkeit des Anbieters erforderlich ist. Hingegen schloss er
sich der grossen Kammer in der Frage der Beibehaltung der Bewilligungspflicht für
Sonderverkäufe und Aktionen an und lehnte die vom Bundesrat beantragte
Liberalisierung ab. Erst im Differenzbereinigungsverfahren stimmte er schliesslich dem
Nationalrat zu, dass auch besonders aggressive Verkaufsmethoden als unlauter gelten
sollen. 19

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.12.1986
HANS HIRTER

Ende November veröffentlichte der Bundesrat seine Stellungnahme zur Volksinitiative
zur Überwachung der Preise und der Kreditzinsen bei marktmächtigen Organisationen
(sogenannte 2. Preisüberwachungsinitiative). Dieses Begehren war im September 1987
von den Konsumentinnenverbänden, die mit der legislatorischen Realisierung der 1.
Initiative durch das Parlament nicht einverstanden waren, eingereicht worden. Der
Bundesrat sprach sich gegen die Initiative aus, da seiner Ansicht nach derart detaillierte
Bestimmungen nicht in die Verfassung gehören. Er hielt allerdings fest, dass die
Anliegen der Initiantinnen in materieller Hinsicht weitgehend seinen eigenen, vom
Parlament abgelehnten Vorschlägen im Entwurf zum Preisüberwachungsgesetz
entsprächen.

Er beantragte deshalb, im Sinne eines indirekten Gegenvorschlags, eine Revision des
Preisüberwachungsgesetzes. Damit sollen praktisch alle Anliegen der Volksinitiative
verwirklicht werden. Wichtigster Revisionspunkt ist die Ausdehnung der
Preisüberwachung auf die Kredite. Im weitern ist vorgesehen, dass der Preisüberwacher
bei sogenannt administrierten Preisen ein Empfehlungsrecht erhält und dass er seine
Empfehlungen publizieren darf. In der anfangs Jahr durchgeführten Vernehmlassung
hatten sich von den Regierungsparteien die FDP und die CVP gegen, die SP und die SVP
für die Unterstellung der Zinsen unter die Preiskontrolle ausgesprochen. Von den
massgeblichen Verbänden hatten sich der Vorort, der Gewerbeverband und die
Bankiervereinigung gegen, die Gewerkschaften, die Mieter- und die
Konsumentenverbände hinter den Revisionsentwurf gestellt. 20

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 27.11.1989
HANS HIRTER

Der Rücktritt des Preisüberwachers Werner Marti (sp, GL) bot dem Wirtschaftsverband
Economiesuisse und auch der SVP den Anlass, die Abschaffung dieser dank einer
angenommenen Volksinitiative in der Verfassung verankerten und gemäss
Meinungsumfragen sehr populären Institution zu fordern. Die Kritiker argumentierten,
dass diese Stelle mit dem im Berichtsjahr in Kraft gesetzten verschärften Kartellrecht
überflüssig geworden sei. Dies sei um so mehr der Fall, als sie bei den administrierten,
also von den politischen Behörden festgelegten Preisen ohnehin nur Empfehlungen
abgeben könne. Der St. Galler Wirtschaftsprofessor Franz Jaeger verlangte, dass bei
einer Beibehaltung der Preisüberwachungsstelle diese in die Wettbewerbskommission
zu integrieren sei. Der Bundesrat diskutierte zwar diesen letzteren Vorschlag, verwarf
ihn dann aber und wählte den sozialdemokratischen Berner Nationalrat Rudolf Strahm
zu Martis Nachfolger. Anders als der Glarner Nationalrat Marti trat Strahm von seinem
Parlamentsmandat zurück. Im Dezember bestätigte der Bundesrat seinen Entscheid,
nichts an der bisherigen eigenständigen Organisationsstruktur der Stelle für

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 11.12.2004
HANS HIRTER
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Preisüberwachung zu ändern. 21

Der Versuch der SVP, die Preisüberwachung in wettbewerbsschwachen Märkten
abzuschaffen, scheiterte im Nationalrat deutlich. Neben der fast geschlossenen SVP-
Fraktion stimmten bloss eine Minderheit der FDP und einige wenige CVP-Abgeordnete
dafür. In ihrer Argumentation hatte die SVP klargemacht, dass es ihr weniger um das
Anliegen der Preisüberwachung an sich als vielmehr um die Funktion des
Preisüberwachers (zur Zeit ausgeübt vom ehemaligen SP-Nationalrat Rudolf Strahm)
ging. Eine derartige Personifizierung einer Verwaltungsfunktion lehne sie ab. Nicht
besser erging es einer Motion der FDP-Fraktion (04.3248), welche die Aufgaben des
Preisüberwachers vor allem auf die kritische Begutachtung der administrierten (d.h.
vom Staat festgelegten oder kontrollierten) Preise ausrichten wollte. 22

MOTION
DATE: 11.05.2006
HANS HIRTER

Ende August 2022 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Totalrevision des
Zollgesetzes. Mit der Totalrevision sollen die rechtlichen Grundlagen für die Arbeiten
des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) – bis zum 1. Januar 2022 hiess
das Bundesamt noch EZV – harmonisiert und gleichzeitig die Digitalisierung im Sinne
des bestehenden Transformationsprogramms DaZiT vorangetrieben werden. Das BAZG
soll dadurch eine aufgabenorientierte Organisation erhalten und Prozesse sollen
vereinfacht, harmonisiert und digitalisiert werden. Die Anpassung erfolgt in Umsetzung
verschiedenster parlamentarischer Vorstösse für einfachere Verfahren im Zollwesen
(Mo. 15.3551, Mo. 15.4153, Mo. 17.3376, Po. 17.3377, Mo. 18.3315).

Wie der Bundesrat erklärte, soll das bestehende Zollgesetz aus dem Jahr 2005 in zwei
Teile aufgeteilt werden. Einerseits soll im neuen BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-
VG) die Harmonisierung des Aufgabenbereichs des BAZG infolge der Zusammenlegung
von Zoll und Grenzwachtkorps geregelt werden. Andererseits soll das bestehende
Zollgesetz (ZG) zu einem reinen Abgabeerlass (Zollabgabengesetz; ZoG) – ohne
Anpassung der abgabenrechtlichen Bestimmungen – umgeschrieben werden. Diese
Transformation sei nötig, da sich das wirtschaftliche Umfeld in den vergangenen Jahren
drastisch verändert habe: Sowohl der Personen- als auch der Warenverkehr – Letzterer
aufgrund des Onlinehandels – seien stark angestiegen und sowohl die Bevölkerung als
auch die Wirtschaft verlangten effiziente Grenzprozesse und effektive Grenzkontrollen.
Dank der Digitalisierung sollen diese Prozesse effizienter gestaltet werden, was die
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Schweiz stärke und sowohl die Wirtschaft als auch
das BAZG entlaste. Nebst der klassischen Zollaufgabe der Abgabenerhebung soll das
BAZG-VG die verschiedensten Arten von Warenkontrollen, die dabei verwendeten
Hilfsmittel, die Datenerhebung sowie die Strafverfolgung regeln und harmonisieren. 

Die Vernehmlassung dazu hatte zwischen September und Dezember 2020
stattgefunden. Von 118 eingegangenen Stellungnahmen hatten 43 den Vorentwurf
befürwortet, 22 hatten ihn kritisch beurteilt und der Rest hatte sich gespalten gezeigt
oder nur zu einzelnen Anpassungen Bemerkungen abgegeben. Gegen die
Gesetzesrevision als Ganzes sprachen sich etwa die SP und die Grünen aus. Sie standen
der Digitalisierung und Automatisierung gewisser Zollprozesse skeptisch gegenüber, da
Erfahrungen aus anderen Ländern gravierende Mängel gezeigt hätten. Grundsätzlich für
die Revision sprachen sich die SVP, die FDP und die CVP aus, wenn auch mit
Einschränkungen. Die SVP forderte etwa eine Wirksamkeitsprüfung der
Digitalisierungsmassnahmen, die FDP unter anderem eine genauere Auslegung der
Datenschutzmassnahmen und die CVP hielt fest, dass in der Umsetzung und Definition
der Kompetenzen insbesondere die Kantone stark miteinbezogen werden müssten,
damit das Vorhaben erfolgreich werden könne. 23

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.08.2022
MARCO ACKERMANN

Im Mai 2023 präsentierte der Bundesrat die Botschaft zur Teilrevision des
Kartellgesetzes. Mit der Vorlage wollte die Landesregierung die Wirksamkeit des
Kartellgesetzes verbessern, indem erstens die Zusammenschlusskontrolle als
Kernelement der Revision modernisiert, zweitens das Kartellzivilrecht gestärkt und
drittens eine Verbesserung im Widerspruchsverfahren vorgenommen werden. Mit der
Revision sollten schliesslich drei Motionen (Fournier (cvp, VS; Mo. 16.4094), Français
(fdp, VD; Mo. 18.4282), Wicki (fdp, NW; Mo. 21.4189)) umgesetzt werden. In der
Vernehmlassung, welche von November 2021 bis März 2022 stattgefunden hatte, waren
79 Stellungnahmen eingegangen. Eine Mehrheit habe die Vorlage in ihren Grundzügen
begrüsst, konstatierte der Bundesrat. Klare Ablehnung hatten neun Teilnehmende

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.05.2023
MARCO ACKERMANN
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geäussert, darunter die FDP und der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse. Beide
forderten die Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat. Sie verlangten
weitreichendere Reformen, insbesondere im Bereich der Institutionen, sowie die
Berücksichtigung von Compliance-Programmen. Es sollten nicht nur die
unumstrittenen Anpassungen vorgenommen werden, vielmehr sollte eine Arbeitsgruppe
zur Ausarbeitung einer neuen, umfassenderen Revisionsvorlage eingesetzt werden. Der
Bundesrat gab indes bekannt, die geforderte Reform der WEKO, wie sie auch von
anderen Vernehmlassungsteilnehmenden gefordert worden war, in einer separaten
Vorlage anzugehen. In der letzten Vorlage zur Revision des Kartellgesetzes aus dem Jahr
2012 sei eine solche zwar auch vorgesehen, jedoch stark umstritten gewesen und habe
deshalb zum Absturz der gesamten Revision beigetragen.

Inhaltlich sah der Bundesrat in einem ersten Teil zur Modernisierung der
schweizerischen Zusammenschlusskontrolle eine Angleichung an internationale
Standards vor. Statt des bisherigen qualifizierten Marktbeherrschungstests sollte neu
der «Significant Impediment to Effective Competition Test (SIEC-Test)» Anwendung
finden, wie er auch in der EU Standard ist. Auch dieser Test soll bei einem
Zusammenschluss zweier Unternehmen den Wettbewerb auf dem Markt sicherstellen,
weist aber einerseits eine niedrigere Eingriffshürde auf als der in der Schweiz bisher
angewandte qualifizierte Marktbeherrschungstest und berücksichtigt andererseits neu
auch Effizienzgewinne von Zusammenschlüssen. Gleichzeitig sollten mit der Vorlage
administrative Prozesse, etwa zur Meldepflicht bei Zusammenschlüssen und für
Fristverlängerungen beim Prüfverfahren, geregelt werden. In der Vernehmlassung war
dieser Teil der Vorlage «wenig umstritten» ausgefallen, wie der Bundesrat festhielt.
Ablehnung hatte diese Anpassung in der Vernehmlassung durch die SVP erfahren,
jedoch vorerst ohne weitere Begründung. 
Mit dem zweiten Teil der Vorlage, der Stärkung des Kartellzivilrechts, sollte die
sogenannte Aktivlegitimation auf Konsumentinnen und Konsumenten sowie auf die
öffentliche Hand ausgeweitet werden. Sämtliche von einer Wettbewerbsbeschränkung
betroffenen Akteure sollen demnach auf Schadenersatz klagen dürfen, bisher konnten
eine solche Klage nur Betroffene vornehmen, die wegen der unzulässigen Handlung in
der Ausübung oder Aufnahme des Wettbewerbs behindert waren. Diese Massnahme
ermögliche eine «effektive Durchsetzung des Wettbewerbsrechts im Allgemeinen», wie
der Bundesrat in seiner Botschaft festhielt. Die Anpassung beinhaltete zudem die
Einführung neuer Regelungen zur Verjährungshemmung sowie zur Möglichkeit,
freiwillige Wiedergutmachungen nachträglich belastungsmindernd zu berücksichtigen.
Auch dieser Teil der Vorlage war in der Vernehmlassung «wenig umstritten». Kritik kam
aber auch hier wiederum von der SVP, die die «Gefahr eines prozessualen
Paradigmenwechsels und einer Ausweitung der Verbandsklage» befürchtete. 
Als drittes Element wollte der Bundesrat das sogenannte Widerspruchsverfahren
praxistauglicher ausgestalten, indem dessen gesetzliche Frist von fünf auf zwei Monate
verkürzt wird und das direkte Sanktionsrisiko bezüglich des gemeldeten Verhaltens für
die im Verdacht stehenden Unternehmen erlischt, sofern die WEKO nicht innert der
Widerspruchsfrist eine Untersuchung eröffnet. Dank des Widerspruchsverfahrens
können Unternehmen geplante Verhaltensweisen, die potenziell als
wettbewerbsrechtlich unzulässig eingestuft werden könnten, bereits im Voraus den
Wettbewerbsbehörden melden, wobei diese innert Widerspruchsfrist darauf reagieren
können. Während das Anliegen des Widerspruchsverfahrens in der Vernehmlassung als
unbestritten galt, monierten verschiedenste Teilnehmende, dass die konkret
vorgesehenen Anpassungen unzureichend seien. 
Zur Umsetzung der Motion Français sah der Bundesrat vor, erstens Vereinbarungen
über Arbeitsgemeinschaften grundsätzlich nicht als Wettbewerbsabrede zu
klassifizieren, zweitens bei einem Verfahren zur Beurteilung einer Abrede sowohl
qualitative als auch quantitative Aspekte zu berücksichtigen und drittens die
Möglichkeit zu schaffen, dass die WEKO bei einem leichten Verstoss von
wettbewerbsrechtlichen Normen auf eine Untersuchung im Sinne des
Opportunitätsprinzips verzichten kann. In der Vernehmlassung war vor allem die
Formulierung zur Berücksichtigung von qualitativen und quantitativen Kriterien zur
Beurteilung der Erheblichkeit kritisiert worden. Gemäss NZZ torpedierte vor allem auch
die WEKO selbst diese Anpassung, da sie mehr Aufwand und eine Schwächung der
Bekämpfung von Kartellen befürchtete. Andere Teilnehmende verlangten indes eine
Umsetzung, die sich stärker am Motionstext orientiert. Im Sinne der Umsetzung der
Motion Wicki sollten schliesslich auch Regeln zum Untersuchungsgrundsatz
aufgenommen werden. Auch diese Anpassung dürfte gemäss NZZ noch für Diskussionen
sorgen. Die Motion Fournier zog schliesslich weitere verfahrensrechtliche Anpassungen
zum Beispiel bezüglich Ordnungsfrist und Parteientschädigungen für die Kosten der
Verwaltungsverfahren mit sich. 24
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Droit des sociétés

Noch nicht vom Parlament behandelt worden ist eine parlamentarische Initiative der
SVP-Fraktion, welche die Stellung der Kleinaktionäre gegenüber dem Verwaltungsrat
dadurch stärken will, dass das Depotstimmrecht der Banken nur noch mit expliziter
Genehmigung des Aktieninhabers ausgeübt werden darf. Eine Motion Gross (sp, TG), die
das OR in dem Sinne ergänzen wollte, dass in Aktiengesellschaften nicht nur die
Verwaltungsräte haften, sondern subsidiär auch die Gesellschaften, welche sie
vertreten (z.B. Banken oder Eigentümer von grossen Aktienpaketen), fand hingegen
keine Zustimmung. 25

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 06.03.2002
HANS HIRTER

Der im Vorjahr eingereichten parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion, welche die
Stellung der Kleinaktionäre gegenüber dem Verwaltungsrat dadurch stärken will, dass
das Depotstimmrecht der Banken nur noch mit expliziter Genehmigung des
Aktieninhabers ausgeübt werden darf, wurde vom Nationalrat diskussionslos Folge
gegeben. 26

AUTRE
DATE: 08.05.2003
HANS HIRTER

Die heftigen Diskussionen über Managerlöhne blieben nicht ohne gesetzgeberische
Folgen. Das Parlament verabschiedete entsprechende Transparenzvorschriften für den
staatsnahen Bereich. Im Herbst gab das EJPD einen Vorentwurf für eine OR-Änderung
in die Vernehmlassung, welche auch bei privaten börsenkotierten Firmen für
Transparenz sorgen soll. Neu müssten diese nicht nur, wie seit 2002 vom Reglement der
schweizerischen Börsen verlangt, die Gesamtlohnsumme und das höchste Verdienst
der Spitzenmanager und der Verwaltungsratsmitglieder angeben, sondern die
individuellen Bezüge (Honorar resp. Lohn und alle anderen Entschädigungen) jedes
Einzelnen. Der Nationalrat hatte bereits im Frühjahr einer parlamentarischen Initiative
der SVP (02.406) mit gleicher Stossrichtung Folge gegeben. 27

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.12.2003
HANS HIRTER

Das Parlament hiess auch die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Verbesserung der
Information der Öffentlichkeit über die finanziellen Entschädigungen der
Verwaltungsratsmitglieder und der leitenden Manager von privaten börsenkotierten
Firmen ohne wichtige Änderungen gut. Demnach müssen diese Firmen die individuellen
Bezüge (Honorar resp. Lohn und alle anderen Entschädigungen, Kredite, Beteiligungen,
Optionen) jedes einzelnen Verwaltungsratsmitglieds und des leitenden Managers sowie
für die Gesamtheit der Geschäftsleitung angeben. Offen gelegt werden müssen auch
aussergewöhnliche Zahlungen an Personen, welche den Spitzenkadern nahe stehen
oder an ehemalige Verwaltungsratsmitglieder. Im Nationalrat unterlag ein Antrag der
Linken, dass nicht nur die Entschädigung für den meistverdienenden Manager, sondern
für jedes Geschäftsleitungsmitglied individuell auszuweisen sei. Die bürgerliche
Mehrheit, zu der sich nach ursprünglichem Zögern auch die SVP-Fraktion gesellte,
argumentierte, dass erstens die durchschnittliche Entschädigung angegeben werden
müsse und zweitens die Angabe von individuellen Beträgen die Abwerbung von
Managern durch Konkurrenzfirmen erleichtern würde. In der Gesamtabstimmung
wurden die neuen Vorschriften oppositionslos angenommen. Der Ständerat schloss
sich weitgehend der Nationalratsfassung an, lockerte aber die Bestimmungen über die
Offenlegung von Leistungen an frühere Unternehmensangehörige etwas auf. So
beschloss er, dass die Entschädigung für Leistungen Ehemaliger (z.B. Gutachten) zu
marktüblichen Konditionen nicht deklariert werden müssen. Der Nationalrat war damit
in der Differenzbereinigung einverstanden. Nicht durchsetzen konnte sich hingegen der
Beschluss des Ständerats, dass die Generalversammlung einer Aktiengesellschaft in den
Statuten festlegen kann, wie die Vergütungen für die Verwaltungsratsmitglieder zu
bestimmen sind.
Der Nationalrat konnte damit zwei parlamentarische Initiativen von Chiffelle (sp, VD;
01.424) resp. der SVP-Fraktion (02.406) als erfüllt abschreiben 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.10.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab im Januar 2009 einen Expertenvorentwurf für ein neues
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz in die Vernehmlassung. Ein Hauptelement der
neuen Konzeption ist, dass nach amerikanischem Vorbild die Sanierung und nicht die
Liquidierung eines zahlungsunfähigen Unternehmens im Zentrum steht. Der Nationalrat
überwies in der Herbstsession bei nur einer Gegenstimme eine Motion Bischof (cvp, SO;
09.3716), welche den Bundesrat auffordert, angesichts der Wirtschaftskrise diese
Revision möglichst rasch vorzulegen. Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat Ende

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.09.2009
HANS HIRTER
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2008 gutgeheissene Motion der SVP-Fraktion (08.3649) für die Reduktion der Risiken,
welche vom Zusammenbruch von systemrelevanten Unternehmen (wie zum Beispiel
Grossbanken) ausgehen können. Namentlich verlangt dieser Vorstoss vom Bundesrat
die Einsetzung einer Expertenkommission, welche konkursrechtliche Reformen zur
Vermeidung von Firmenzusammenbrüchen ausarbeitet. 29

Der Nationalrat hatte 2003 einer parlamentarischen Initiative der SVP für eine
Neuregelung des Depotstimmrechts der Banken bei börsenkotierten Unternehmen
Folge gegeben. Da seiner Ansicht nach diese Forderung mit der vom Ständerat
beschlossenen Teilrevision des Obligationenrechts erfüllt war, schrieb sie der Rat nun
ab. 30

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 25.09.2009
HANS HIRTER

Als Erstrat setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2015 mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) auseinander, die
gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren einen freien
Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Die vorberatende Kommission
für Rechtsfragen (RK-NR) ergänzte den Entwurf des Bundesrates um eine zusätzliche
Regelung, die es den Kantonen, die nach geltendem Recht die Bedingungen festlegen
dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten darf, erlauben soll,
einer Person aus wichtigen Gründen die gewerbliche Vertretung zu verbieten. Die
Änderung wurde innerhalb der RK-NR mit 17 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen
angenommen. Bevor sich der Nationalrat aber den inhaltlichen Feinheiten annehmen
konnte, musste er sich in der Eintretensdebatte zuerst mit dem Antrag einer
Kommissionsminderheit Nidegger/Lüscher auseinandersetzen, die einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Abrede stellte. Dass die Opposition gegen die
SchKG-Revision gerade von zwei Genfer Nationalräten kam, überraschte wenig, machte
von der Kompetenz, die Bedingungen für die gewerbsmässige Vertretung im
Zwangsvollstreckungsverfahren festzulegen, neben dem Tessin und der Waadt doch vor
allem auch der Kanton Genf Gebrauch. Mit ihrem Anliegen stiessen sie aber ausserhalb
ihrer eigenen Fraktionen kaum auf offene Ohren. Der Nationalrat stimmte bei 4
Enthaltungen mit 121 zu 49 Stimmen für das Eintreten. In der Detailberatung gaben vor
allem die redaktionellen Bereinigungen der Zivilprozessordnung (ZPO), die, laut
Bundesrat, aufgrund des "engen verfahrensrechtlichen Bezugs" vorgeschlagen wurden,
Anstoss zur Debatte. Eine Minderheit Lüscher, die von der SVP- und der FDP-Liberalen-
Fraktion Unterstützung erhielt, sprach sich für die Streichung sämtlicher beantragter
Änderungen der Zivilprozessordnung aus, da, so Giovanni Merlini (fdp, TI), kein
inhaltlicher Zusammenhang bestehe und zudem beschlossen worden sei, vor 2020
möglichst keine Änderungen an der Zivilprozessordnung vorzunehmen. In der
Abstimmung unterlag die Kommissionsminderheit mit 92 zu 94 Stimmen denkbar
knapp. Das Zünglein an der Waage spielte die CVP-Fraktion, die mit 20 zu 7 Stimmen für
den Antrag der Kommissionmehrheit stimmte. Die Gesamtabstimmung fiel dann mit 105
zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugunsten des Entwurfs deutlicher aus, auch weil die
FDP-Liberale-Fraktion weniger geschlossen stimmte als noch bei der vorangegangenen
Abstimmung. 31

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.06.2015
DAVID ZUMBACH

Ordre économique

Neben der ökologischen Problematik stand im Berichtsjahr die Frage nach der
Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft im Zentrum der Debatte.
Symptomatisch dafür war, dass die Ankündigung des Maschinenbaukonzerns Asea
Brown Boveri (ABB), in Baden (AG) rund 2500 Arbeitsplätze abzubauen, im Parlament
nicht zu einer Auseinandersetzung über die Notwendigkeit von
Beschäftigungsprogrammen, sondern zu einer Diskussion über die Zukunft des
Industriestandorts Schweiz und der Konkurrenzfähigkeit seiner Unternehmen führte.
Beide Kammern des Parlaments überwiesen ferner Postulate der SVP-Fraktion (Po.
88.727) resp. des Christlichdemokraten Delalay (VS), welche vom Bundesrat eine
Situationsanalyse fordern. Die Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Wirtschaft bildete
auch das Thema der Jahrestagung der Schweizerischen Gesellschaft für Volkswirtschaft
und Statistik. 32

POSTULAT
DATE: 30.11.1988
HANS HIRTER
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Im ersten Halbjahr 2014 befassten sich National- und Ständerat mit dem
Revisionsaufsichtsgesetz, das der Bundesrat im Zuge der eingeleiteten Bündelung der
Aufsichtskompetenz über Revisionsunternehmen und Prüfgesellschaften überarbeitet
und dem Parlament im August 2013 unterbreitet hatte. Im Kern sah es eine
Zusammenführung aller Aufsichtsaufgaben bei der Eidgenössischen
Revisionsaufsichtsbehörde (RAB) vor. Unter geltendem Recht hatte neben der
Revisionsaufsichtsbehörde auch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (FINMA)
Aufsichtskompetenzen inne. Der Nationalrat hiess im März 2014 den Gesetzesentwurf
nach der Detailberatung mit 129 zu 51 Stimmen im Grundsatz gut, sprach sich jedoch
dafür aus, dass die FINMA auch in Zukunft selbst direkte Prüfungen bei Banken,
Bankgruppen und Finanzkonglomeraten durchführen konnte, sofern dies notwendig
sein sollte. Die grosse Kammer hatte sich zu Beginn der Debatte zuerst über einen
Nichteintretensantrag einer von SVP-Vertretern gestützten Kommissionsminderheit
hinwegzusetzen. Diese RK-Mitglieder monierten, dass bei der materiellen Aufsicht und
bei der Analyse der Prozesse hätte angesetzt werden müssen und nicht beim
Organigramm. Die SP und die Grünen waren ihrerseits in der Detailberatung unterlegen.
Sie wollten auch für Personen mit ausreichender Fachpraxis keine Ausnahmen von den
Zulassungsauflagen für die Leitung von Aufsichtsprüfungen erlauben und den
Überprüfungsrhythmus nicht wie vom Bundesrat vorgeschlagen auf fünf Jahre erhöhen,
sondern bei drei Jahren belassen. Der Ständerat trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage
ein, schuf jedoch zusätzliche Differenzen zum Nationalrat: Zur Gewährleistung des
Berufsgeheimnisses sollten Selbstregulierungsorganisationen (SRO) Prüfungen von
Anwälten und Notaren nur von Anwälten bzw. Notaren durchführen lassen dürfen. Um
die Qualität dieser Prüfungen zu gewährleisten, nahm der Ständerat zudem in die
Vorlage mit auf, dass Anwälte und Notare nachweisen müssen, dass sie über
einschlägige Kenntnisse im Bereich des Geldwäschereigesetzes (GwG) verfügen und
vom zu prüfenden Mitglied unabhängig sind. In der Differenzbereinigung stimmte der
Nationalrat dem Beschluss des Ständerates bei einer Enthaltung mit 131 zu 41 Stimmen
zu, womit das Geschäft in die Schlussabstimmung gelangte. Dort wurde es vom
Nationalrat mit 162 zu 35 Stimmen aus einer gespaltenen SVP-Fraktion verabschiedet;
der Ständerat stimmte der Vorlage mit 40 zu 4 Stimmen zu. Nach Ablauf der
Referendumsfrist im Herbst 2014 setzte der Bundesrat die Gesetztesänderung auf den
1. Januar 2015 in Kraft. 33

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH

1) AB NR, 2000, S. 453.; Bund, 19.4.00; NZZ, 7.9.00
2) Presse vom 17.9.08; AB NR, 2008, S. 1717; AB NR, 2008, S. 1752.
3) BBl, 1977, I, S. 532 ff.; H. Kleinewefers (1976). Inflation und Inflationsbekämpfung in der Schweiz.; TA, 24.4.76, 18.9.76,
1.12.76; gk, 18.11.76; LNN, 18.9.76; wf, Dok., 1.11.76.
4) AB NR, 1978, S. 987 ff.; AB SR, 1978, S. 495 ff.; BBI, 1978, II, S. 419 f.; Blick, 26.6., 15.7.78; TA, 26.8.78.; Verhandl. B. vers.,
1978, VII, S. 15; Verhandl. B. vers., 1978, VII, S. 15 f.
5) LNN, 24.11.82
6) Die Volkswirtschaft, 57/1984; Vat., 11.1.84; NZZ, 12.1.84.
7) AB NR, 1987, 1776 f.; AB NR, 1987, 1777 ff.; Presse vom 20.10. und 21.10.87; NZZ, 29.10. und 11.12.87; Ww, 29.10.87
8) SZ, 27.3.97; Bund, 3.4.97; NZZ, 26.4.97.10
9) BO CN, 2020, p.1259; LT, 9.9., 15.9., 17.9.20
10) BO CE, 2020, p.1297; Rapport CSSS-CE du 20.10.2020
11) Amt. Bull. NR, 1997, S. 1491; Amt. Bull. NR, 1997, S. 546; Amt. Bull. NR, 1997, S. 601f.; Amtl. Bull. NR, 1997, S. 546 (Postulat
Speck, svp, AG), 601 f. (Interpellation Hasler, svp, AG) und 1491 (Postulat, Forum). Zu einer nicht zustande gekommenen
Volksinitiative mit ähnlicher Stossrichtung wie das Sunset-Postulat von Speck siehe oben, Teil I, 1c (Einleitung).21
12) BBl, 2022 1742
13) BBl 2023 664; Bericht Vernehmlassung WBF vom November 2022
14) NZZ, 31.3.79, 7.5.79, 15.5.79, 6.6.79, 9.7.79, 19.7.79, 22.8.79, 28.8.79, 7.9.79, 19.9.79, 9.10.79, 12.10.79, 24.11.79; Bund,
19.7.79, 24.7.79, 25.7.79; Vat., 7.6.79; TW, 29.6.79.; Walter R. Schluep (1979). Fragen zur Revision des schweizerischen
Wettbewerbsrechts.
15) AS, 1981, S. 1244; BBl, 1981, II, S. 1266; JdG, 2.5.81; SGT, 21.5.81; NZZ, 11.6.81; Presse vom 15.6.81; Junod (1981). Liberté
économique et protection des consommateurs, in Recht und Prozess als Gefüge, Festschrift für Hans Huber zum 80.
Geburtstag; Vox Analyse eidgenössischer Abstimmungen, 14.6.81
16) Communiqué des SGB, 3.10.83; NZZ, 19.11., 7.12.83; wf, Dok., 21.11.83; Bund, 22.11.83; NZZ, 22.11., 12.12.83; Vat., 28.11.83;
SAZ, 1.12., 8.12.83
17) AB NR, 1985, 1922 ff.; AB NR, 1985, 211 ff.; AB NR, 1985, 2275 ff.; AB NR, 1985, S. 60 ff. ; AB SR, 1985, 675 f.; AB SR, 1985, S.
551 ff.; Allenspach (1985). Preisüberwachung als ordnungspolitische Gratwanderung.; BBl, 1984, II, S. 755 ff.; BBl, 1986, I, S. 69
ff.; BBl, 1986, I, S. 902 ff.; Mati (1985). Der Einfluss der Zinskonvenien auf den Wettbewerb im Bankensektor.; TA, 1.3.85, TW,
3.10.85; 24 Heures, 21.12.85. 
18) AB NR, 1985, S. 1 ff.; AB NR, 1985, S. 1908 ff.; AB NR, 1985, S. 2130; AB NR, 1985, S. 2275; AB SR, 1985, S. 568 ff.; AB SR,
1985, S. 691 ff.; AB SR, 1985, S. 770; BBl, 1986, I, S. 47 ff.; Bund, 15.8.85; BaZ, 21.12.85; NZZ, 21.12.85. 
19) A. Matter, « Lockvogelproblematik und UWG-Revision », in Zeitschrift für schweiz. Recht, NF, 105/1986, I, S. 429 ff.; Amt.
Bull. NR, 1986, S.1246ff.; Amt. Bull. NR, 1986, S.2080; Amt. Bull. StR, 1986, S.409ff.; Amt. Bull. StR, 1986, S.715ff.; Amt. Bull.
StR, 1986, S.841; BBI, I, 1987, S. 27ff.
20) Bund, 24.2., 21.10.89; NZZ, 2.3.89.; Ww, 1.6.89; TA, 12.10.89; SHZ, 23.11.89.
21) TA, 21.1., 22.4., 24.4. und 11.12.04; NZZ, 27.4.04; Presse vom 29.4.04.
22) AB NR, 2006, S. 697 f. und 956 ff.
23) BBl 2022 2724; Ergebnisbericht Vernehmlassung vom 24.8.22; Medienmitteilung BR vom 30.8.22; AZ, 17.10.22
24) BBI 2023 1463; KG-Teilrevision Ergebnisbericht vom 1.3.23; Vernehmlassung KG Stellungnahmen 2022; SN, 20.1.22; NZZ,
4.3.22; SZ, 9.3.22; LT, 22.9.22
25) AB NR, 2002, S. 380 f.
26) AB NR, 2003, S. 731.

01.01.65 - 01.01.24 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



27) Bund und NZZ, 6.12.03; AB NR, 2003, S. 731.
28) AB NR, 2005, S. 106 ff., 1265 ff. und 1528; AB SR, 2005, S. 538 ff., 831 und 878; BBl, 2005, S. 5963 ff.; AB NR, 2005, S. 117.
29) AB NR, 2009, S. 1554. AB NR, 2009, Beilagen V, S. 798 f.; AB SR, 2009, S. 359 f.; SHZ, 3.6.09; AB NR, 2009, S. 1665
30) AB NR, 2009, S. 1798.
31) AB NR, 2015, S. 917 ff.
32) AB NR, 1988, S. 1939; AB NR, 1988, S. 268 ff.; AB SR, 1988, S. 781 f.; NZZ, 11.6.88; Schweizerische Zeitschrift für
Volkswirtschaft und Statistik, 124/1988
33) AB NR, 2014, S. 1026 ff.; AB NR, 2014, S. 219 ff.; AB SR, 2014, S. 386 ff.; AB SR, 2014, S. 701; BBI, 2013, S. 6857 ff.; BBI, 2014,
S. 5113 ff.; Medienmitteilung EFD vom 05.11.14.pdf

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.24 13


